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Amts⸗Blatt 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 47. Marienwerder, den 25. November 1885. 


Bekanntmachungen auf Grund des Reichs g) Bekanntmachung. 
geſetzes vom 21. Oktober 1878. Unterbrechung des u Di mit 
1) Die unterzeichnete Königlich jähnihe Kreishaupt⸗ 5 „een, J 5 
Aünaſchaft hat auf Grund von 8 11 des Reichsgeſetzes er un eit b en 1 5 e Poſt⸗ 
gegen die gemeingefährlichen Beſtrebungen der Sozial 15 ab 1 es N 90 enen ſtell ehr mit 
A iokratie vom 2 1. Okisber 1878 die Aruckſchkift Zulgarten DIE auf, eie einge ſeellt. Poſt⸗ 
anweiſungen nach Bulgarien werden daher von den 


„Vorwärts! 3 : 

Eine a 51 00 für das arbeitende ee a Er 

olk. Heft 6. eee 8 i 

Zürich, Verlag der Volksbuchhandlung in Hottingen Der r 
u „ 
verboten KR 5 ffend d e 

8 etreffend den von der Krankenkaſſe in der Zeit von 
Aa e De Kaft der fünften bis zur dreizehnten Woche nach dem Unfall 
9 Suede 4 N zu leiſtenden, Seitens des Vetriebsunternehmers zu er⸗ 
p Br ſtattenden Mehrbetrag an Krankengeld ($ 5 Abſatz 9 

Verordnungen ie . I n 
* N Auf Grund des g 5 Abſatz 9 des Unfalloerſiche⸗ 


2 


2) In Ergänzung der zur Ausführung des Reichs- rungsgeſetzes erläßt das Neichs⸗Verſi 
3 1 1 


es i 1883, betreffend ii ane e . 
erſicheru Arbe „G. ⸗Bl. Seite 73) es! § 1. Als Krankenkaſſen im Sinne des S 5 
nen Anweiſung vom 26. November 1883 wird beſtimmt: Abſatz 9 des Unfaällverſicherungsgeſetzes gelten: Die 


1. Zu Nr. 2 Abſatz 6 der Anweiſung: Gemeindekrankenverſicherung, die Orts⸗, Betriebs: (Fa: 
Bezüglich der ausſchließlich für Betriebe der brik⸗), Innungs⸗, Bankrankenkaſſen, die Knappſchafts⸗ 
Reichs- Poſtverwaltung errichteten Betriebs- (Fabrik-) kaſſen, ſowie die auf Grund des Geſetzes vom 7. April 
und Bau⸗Krankenkaſſen werden die Funktionen der 1876 (Reichs Geſetzblatt S. 125) errichteten eingeſchrie⸗ 
höheren Verwaltungsbehörde von dem Reichs⸗Poſtamte benen Hülfskaſſen und die auf Grund landesrechtlicher 
mit der Maßgabe wahrgenommen, daß die Feſtſetzung Vorſchriften errichteten Hülfskaſſen, ſofern die Mitglieder 
des ortsüblichen Tagelohnes gewöhnlicher Tagearbeiter dieſer Hülfskaſſen gemäß § 75 des Krankenverſicherungs⸗ 
($ 8 des Geſetzes, Nr. 6 der Anweiſung) dem Re⸗- geſetzes von der Verpflichtung, einer der vorgenannten 
gierungspräſidenten und die Entſcheidung über die Ge⸗ Kaſſen beizutreten, befreit ſind. 
nehmigung von Abänderungen des Kaſſenſtatutes, falls § 2. Der im § 5 Abſatz 9 eit. vorgeſehene 
das Reichs⸗Poſtamt die Genehmigung zu ertheilen Be⸗Mehrbetrag an Krankengeld iſt vom Beginn der fünften 
denken trägt, dem Bezirksausſchuſſe zuſteht. Wo ein Woche (dem 29. Tage) nach Eintritt des Unfalls an 
Bezirksausſchuß noch nicht beſteht, tritt an deſſen Stelle bis zum Ablauf der dreizehnten Woche für jeden Tag 
die Bezirksregierung. zu gewähren, für welchen ein Anſpruch auf Krankengeld 
2. Zu Nr. 4 Abſatz 2 der Anweiſung: geſetzlich oder ſtatutengemäß beſteht. Der Tag des 
Die Aufſicht über die ausſchließlich für Betriebe Unfalls ift bei der Berechnung des Zeitablaufs nicht 
der Reichs- Poſtverwaltung errichteten Krankenkaſſen mit zu zählen. 


führen die Kaiſerlichen Ober⸗Poſt⸗Direktionen. Der Mehrbetrag iſt nur dann zu gewähren, wenn 

Berlin, den 3. November 1885. der Verletzte geſetzlich oder ſtatutengemäß gegen Unfall 

Für den Miniſter für Handel und Gewerbe. verſichert und der Unfall beim Betriebe eingetreten iſt. 
von Bötticher. (88 1 und 2 des Unfallverſicherungsgeſetzes.) 

Der Miniſter des Innern. § 3. Sit der Verletzte in einem Krankenhauſe 

In Vertretung: untergebracht, und hat derſelbe Angehörige, deren Unter⸗ 

Herrfurth. halt er bisher aus ſeinem Arbeitsverdienſt beſtritten 


Ausgegeben in Marienwerder am 26. November 1885. 


cherunggamt die 
di n* 


ab, 
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hat (vgl. 8 7 Abſatz 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes), 
fo iſt demſelben ein Mehrbetrag auf Grund des § 5 
Abſag 9 des Unfallverſicherungsgeſetzes inſoweit zu 
leiſten, als das neben der freien Kur und Verpflegung 
gewährte Krankengeld ein Drittel des bei der Berech⸗ 
nung deſſelben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes nicht 
erreicht.) 

Hat dagegen der in einem Krankenhauſe unter: 
gebrachte Verletzte ſolche Angehörige nicht, To iſt dem: 
ſelben ein Mehrbetrag auf Grund des § 5 Abſatz 9 
a. a. O. nur inſoweit zu leiſten, als ihm nach § 21 
Ziffer 3 des Krankenverſicherungsgeſetzes ſtatutengemäß 
ein Anſpruch auf Krankengeld zuſteht, und dieſes den 
Betrag von einem Sechſtel des bei der Berechnung 
deſſelben zu Grunde gelegten Arbeitslohnes nicht er⸗ 
reicht.) 

§ 4. Hülfskaſſen, welche an Stelle freier ärzt⸗ 
licher Behandlung und freier Arznei ein erhöhtes 
Krankengeld gewähren ($ 75 letzter Satz des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes), haben dem verletzten Kaſſenmit 
gliede für die im § 2 angegebene Zeit als Mehrbetrag 
auf Grund des § 5 Abſatz 9 cit. jo viel zu gewähren, 
als zur Erreichung von elf Zwölfteln des bei der Be⸗ 
rechnung des Krankengeldes zu Grunde gelegten Arbeits⸗ 
lohnes erforderlich iſt.) 

§ 5. Beträgt, abgeſehen von dem Falle des § 4, 
das geſetzliche oder ſtatutenmäßige Krankengeld, welches 
der Verletzte aus einer Krankenkaſſe allein oder aus 
mehreren Krankenkaſſen zuſammen zu beanſpruchen hat, 
bereits zwei Drittel des bei der Berechnung deſſelben 
zu Grunde gelegten Arbeitslohnes oder mehr, fo ſteht 
dem Verletzten aus § 5 Abſatz 9 eit. ein Anſpruch 
auf einen Mehrbetrag nicht zu. Ebenſowenig hat in 
dieſem Falle die Krankenkaſſe auf Grund dieſer Be⸗ 
ſtimmung einen Anſpruch auf Erſtattung gegen den 
Betriebsunternehmer. 


Anmerkung 1) Nach § 7 Abſ. 2 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes iſt neben der freien Kur und Verpflegung die Halfte 
des in § 6 daſelbſt feſtgeſetzten Krankengeldes zu leiſten. Wird 
das nach § 6 eit. zu gewährende Krankengeld gemäß $ 5 Abf. 9 
eit. auf zwei Drittel des Arbeitslohnes erhöht, jo erhöht ſich 
entſprechend das nach $ 7 Abſatz 2 zu gewährende Krankengeld 
auf die Hälfte von zwei Dritteln, d. i. auf ein Drittel des Ar⸗ 
beitslohnes. ya 

2) Nach § 21 Ziffer 3 des Krankenverſicherungsgeſetzes 
kann neben freier Kur und Verpflegung in einem Krankenhauſe 
ein Krankengeld bis zu einem Achtel des durchſchnittlichen Tage⸗ 
lohns auch Solchen bewilligt werden, welche nicht den Unterhalt 
von Angehörigen aus ihrem Lohne beſtritten haben. Hiernach 
verhält ſich das dem alleinſtehenden Verletzten höchſtens zu ge⸗ 
währende Krankengeld zu dem Krankengeld, welches beim Vor⸗ 
handenſein von Angehörigen gemäß § 7 Abſatz 2 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes zu gewähren iſt, wie 1 zu 2. Wird nun 
das letztere Krankengeld gemäß der vorſtehenden Anmerkung von 
1/, auf / des Arbeitslohns erhöht, jo erhöht ſich im gleichen 
Verhältniß das dem alleinſtehenden Verletzten zu gewährende 
Krankengeld von / auf 1/6 des Arbeitslohns. 

3) Da nach $ 5 Abſ. 9 eit. das Krankengeld von ½ auf 
2%, alſo um ¼ zu erhöhen iſt, jo erhöht ſich der im § 75 letzter 
Saß des Krankenverſicherungsgeſetzes beſtimmte Mindeſtbeteag 
von /, wovon !4 die Stelle freier Kur vertritt, um /, mithin 


auf 1/1 


§ 6. Beſtehen Bedenken gegen den Anſpruch des 
Verletzten auf den in § 5 Abſatz 9 cit. vorgeſehenen 
Mehrbetrag, ſo hat die Verwaltung der Krankenkaſſe 
dem Unternehmer desjenigen Betriebes, in welchem fich 
der Unfall ereignet hat, von dem Anſpruche Mittheilung 
zu machen und deſſen Erklärung hierüber einzuholen. 
Können hierdurch die Bedenken nicht beſeitigt werden, 
jo hat die Verwaltung auch die Orts-Polizeibehörde ſo⸗ 
wie die Organe der betheiligten Berufsgenoſſenſchaft um 
eine Aeußerung zu erſuchen und nach dem Ergebniſſe, 
vorbehaltlich der Entſcheidung der für Streitigkeiten 
dieſer Art zuſtändigen Behörde (§ 5 Abſatz 11 a. a. O.), 
über den Anſpruch nach beſtem Ermeſſen zu beſchließen. 

8 7. Die Auszahlung des Mehrbetrages Seitens 
der Krankenkaſſe hat in der gleichen Weiſe und an den⸗ 
ſelben Zahlterminen zu erfolgen, welche für das geſetzlich 
oder ſtatutenmäßig zu gewährende Krankengeld bei der 
Kaſſe eingeführt find. 

$ 8. Die der Krankenkaſſe in Befolgung des, 
§ 5 Abſatz 9 cit. erwachſene Mehrausgabe an Kranken: 
geld iſt ungeſäumt nach der Wiederherſtellung des ver⸗ 
letzten Kaſſenmitgliedes, nach dem etwa erfolgten Ab⸗ 
leben deſſelben, beziehungsweiſe nach Ablauf der drei⸗ 
zehnten Woche nach Eintritt des Unfalls bei dem Unter⸗ 
nehmer desjenigen Betriebes, in welchem der Unfall ſich 
ereignet hat, zur Erſtattung zu liquidiren. 

§ 9. Der Liquidation iſt das nachſtehende For: 
mular zu Grunde zu legen. 

10. Bei Betriebs⸗ (Fabrik⸗) Krankenkaſſen 
und bei Knappſchaftskaſſen kann abweichend von den 
Beſtimmungen in §§ 8 und 9 die Liquidation nach 
freier Vereinbarung zwiſchen den Betriebsunternehmern 
und den Kaſſenverwaltungen auch in beſtimmten Zwiſchen⸗ 
räumen und für mehrere Kaſſenmitglieder gemeinſchaft⸗ 
lich erfolgen, 

Berlin, den 30. September 1885. 
Das Neichs⸗Verſicherungsamt. 
Bödiker. 
Liquidation 
auf Grund 
des § 5 Abſatz 9 des Unfallverſicherungsgeſetzes vom 
6. Juli 1884. Krankenkaſſe (Name, Art, Sitz): 


1) Betrieb, in welchem 
ſich der Unfall er⸗ 
eignet hat; Name 
des Unternehmers 
(Firma); genaue 
Ortsangabe (even⸗ 
tuell Straße und 
Hausnummer: 

Vor⸗ und Zuname 
des verletzten Kaſſen⸗ 
mitgliedes: Wohn⸗ 
ort, Wohnung: 


! 


= 
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Zur Beachtung. 

Nach § 5 Abſaßz 9 des Unfallverſicherungsgeſetzes 
vom 6. Juli 1884 iſt von Beginn der fünften Woche 
nach Eintritt des Unfalles bis zum Ablauf der drei⸗ 
zehnten Woche das Krankengeld, welches den durch einen 
Betriebsunfall verletzten Perſonen auf Grund des 
Rrankenverficherungsgefeges gewährt wird, auf mins 
deſtens zwei Drittel des bei der Berechnung deſſelben 
zu Grunde gelegten Arbeitslohnes zu bemeſſen. Die 
Differenz zwiſchen dieſen zwei Dritteln und dem geſetz⸗ 
ich oder ſtatutengemäß zu gewährenden niedrigeren 
Krankengelde ift der betheiligten Krankenkaſſe (Gemeinde⸗ 
Rranfenverfiherung) von dem Unternehmer desjenigen 
Betriebes zu erſtatten, in welchem der Unfall ſich er⸗ 
ignet hat. 

Streiligkeiten, welche aus Anlaß der vorſtehenden 
Beſtimmung unter den Betheiligten entſtehen, ſind nach 
Maßgabe des § 5 Abſatz 11 a. a. O. und des § 58 
Abſatz 1 des Krankenverſicherungsgeſetzes von der für die 
Krankenkaſſe zuſtändigen Aufſichtsbehörde zu entſcheiden. 
5) Auſprache au die Bevölkerung 

über Weſen und Ziele der bevorſtehenden 
Volkszählung. 

Kurze Zeit nur trennt uns noch von dem Tage, 
an welchem die vierte allgemeine, vom Bundesrathe des 
Deutſchen Reiches beſchloſſene Volkszählung ſtattfinden 
ſoll. Allerorten werden in den letzten Tagen des Monats 
November freiwillige Zähler an die Thüren der Haus⸗ 
haltungen klopfen und dort mit einem Haushaltungs⸗ 
Verzeichniſſe ebenſo viele, in einen offenen Zählbrief 
eingeſchlagene Zählkarten übergeben, wie Perſonen zur 
Haushaltung gehören. 

Die Zählung wird wiederum am 1. Dezember 
vorgenommen werden. Sie iſt ein großes, umfaſſendes 
Werk, durch welches von jedem Bewohner des Staates, 
der um die Mitternachtsſtunde zwiſchen dem 30. No⸗ 
vember und 1. Dezember d. 33. lebt, der Vor- und 
Familienname, das Geſchlecht, das Alter, der Familien⸗ 
ſtand, der Geburtsort, das Religionsbekenntniß, der 
Beruf und Berufszweig, die Staatsangehörigkeit u. ſ. w. 
ermittelt werden ſoll. Alle dieſe Angaben werden als⸗ 
dann im Königlichen ſtatiſtiſchen Bureau zu Berlin 
aufbereitet und zu Ueberſichten mannigfacher Art zu: 
ſammengeſtellt, welche erfordert werden durch die Geſetz⸗ 


3) Datum des Unfalls: 


4) 5 der Wiederauf⸗ zu a: 


nahme der Ar⸗ 
beit, oder 
Ib) des erfolgten Ab⸗ zu b: 
lebens, oder 
c) des Ablaufs der zu o: 
dreizehnten 
Woche nach Ein⸗ 
tritl des Unfalles: 

5) Anzahl der Tage, für welche dem Verletzten von 
Beginn der fünften Woche nach Eintritt des Un⸗ 
falles bis zur Wiederherſtellung (bis zum etwa er⸗ 
folgten Ableben, beziehungsweiſe bis zum Ablauf 
der dreizehnten Woche) Krankengeld gezahlt worden iſt: 

a. der Berechnung des Krankengel⸗ 
des zu Grunde gelegten täglichen 
Arbeite lohnes . . 

b. (geſetzlichen ſtatuten⸗ 
mäßigen) Kranken⸗ 

6) Betrag des ( geldes für den Tag .. . J 

C. auf Grund des § 5 
Abſatz 9 des Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetzes 
für den Tag gewähr⸗ 

f ten Krankengeldes. . 

7) Berechnung. — Das verletzte Kaſſenmitglied hat 
vom Beginn der fünften Woche ſeit Eintritt des 
Unfalles an Krankengeld insgeſammt empfangen: 

und zwar .. Tage (vergl. Ziffer 5) A .. . 
. . J (vergl. Ziffer 60), zuſammen . . 
Dem Kaſſenmikgliede ſtand für 
die gleiche Zeit (geſetzlich) (ſtatuten⸗ 
mäßig) zu und zwar für ... Tage 
(vergl. Ziffer 5) a.. . 


(vergl. Ziffer 6 b), 
zuſammen . E 


Mehrauslage, welche der Kaſſe vom 
Betriebsunternehmer zu erſtatten iſt FRE A: 4 


Datum 


8) Bemerkungen: . n.. 


// / / „„ = ARE 


werden Ew. gebung und Verwaltung, durch die Wiſſenſchaft und die 

rungsgeſehes öde zufolge Bedürfniſſe des täglichen Lebens. 
Beſchluſſes des Kaſſenvorſtandes vom Die Zählbriefe, Haushaltungs⸗Verzeichniſſe und 
ergebenſt erſucht, der unterzeichneten Kaſſe zu Händen Zählkarten find das Handwerkszeug, mit deſſen Hülfe 
des Herrn die vorſtehend begründete Mehr⸗ die Volkszählung alle jene wiſſenswerthen Nachrichten 
auslage zum Betrage von (in Buchſtaben A ſammelt, fie in vielſeitigſter Weile mit einander und 
u bis zum ee. gefälligſt erſtatten zu zu einem Geſammtbilde über die Bevölkerung verbindet 
wollen. und einen ſo vollen Einblick in die innerſten Verhält⸗ 
Ort und Datum Unterſchrift: niſſe des Volkslebens gewährt, wie er in gleicher Voll⸗ 
An ſtändigkeit und Zuverläſſigkeit auf keine andere Weiſe 


gewonnen werden kann. Die gegenwärtige, wohl kaum 
noch angefochtene Erhebungsmethode hat dabei den 
Vorzug vor dem älteren Verfahren mit Liſten, daß die 
Gruppirung der Millionen von Einzelangaben im Be⸗ 


Den porſtehend liquidirten Betrag von. . 
.. 2 erhalten. 1 
Ort und Datunm Unterſchrift: 
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dürfnißfalle noch während der Aufbereitung nach ande-]12988000, 1840 14929000, 1850 16608 000, 
ren, als den urſprünglich in das Auge gefaßten Ge⸗ 1860 18 265 000, 1870 24568000 und 1880 
ſichtspunkten erfolgen kann. Es iſt dies ein Vorzug 27279 000; fie wird am 1. Dezember d. J. mindeſtens 
von hoher Bedeutung, da jetzt bekanntlich nur von fünf 28 ¾ Millionen erreichen. Mit der Zunahme der 
zu fünf Jahren neue Nachrichten über den Stand der Volkszahl ſteigt, ſofern die Größe des Staatsgebietes 
Bevölkerung ermittelt werden, in der Zwiſchenzeit aber unverändert geblieben iſt, die Dichtigkeit des Zuſammen⸗ 
bei allen einſchlagenden Unterſuchungen auf die Aus⸗ſwohnens; eine dichte Bevölkerung iſt aber nicht blos 
nutzung der Ergebniſſe der letzten Volkszählung zurück⸗ſein Merkmal bedeutender und ſtark ausgenutzter Pro⸗ 
gegangen werden muß. duktivkräfte, ſondern eine Produktivkraft ſelbſt und ein 

Es iſt Sache der Pflicht und liegt im Intereſſe hochwichtiger Antrieb zur wirthſchaftlichen Benutzung 
eines jeden Staatsbürgers, und insbeſondere eines jeden der übrigen im Staate vorhandenen Kräfte. Unbeſtrit⸗ 
Haushaltungsvorſtandes, zum Gelingen des Geſammt«⸗ ten iſt die bedeutende Bevölkerungszunahme des preußi⸗ 
zählungswerkes nach beiten Kräften beizutragen, das ſchen Staates die treibende Urſache feiner hohen Macht: 
ihm behändigte Haushaltungs⸗Verzeichniß nebſt den zu⸗ ſtellung und wirthſchaftlichen Größe, wie gleichmäßig 
gehörigen Zählkarten vollſtändig und ſachgemäß auszu⸗ derjenigen des Deutſchen Reiches geweſen. 
füllen und den eines Ehrenamtes waltenden Zähler zu In ähnlicher Weiſe, wie hier bezüglich der bloßen 
unterſtützen. Möchten recht viele gemeinnützig gefinnte| Zahl der Bevölkerung angedeutet worden iſt, werden 
Männer dieſes für Staat und Gemeinde gleich wichtige auch aus den über Geſchlecht, Alter, Familienſtand, 
Amt übernehmen! Geburtsort, Religionsbekenntniß, Beruf, Staatsangehö⸗ 

Niemand hat von der wahrheitsgemäßen Beant⸗frigkeit u. ſ. w. der Bewohner, den über die Zuſammen⸗ 
wortung der auf der Zählkarte geſtellten Fragen für ſich ſetzung der einzelnen Haushaltungen und den über die 
ſelbſt oder feine Famile den geringſten Nachtheil zu be⸗Wohnſtätten erhobenen Angaben Nachweiſe gewonnen, 
fürchten; denn es werden Seitens des Königlichen ſta⸗ welche ſich vielſeitig nutzbar machen laſſen und na⸗ 
tiſtiſchen Bureaus niemals durch die Volkszählung ge⸗[mentlich zur Erkenntniß der Zuſtände und Bedingungen 
wonnene Nachrichten über einzelne Perſonen veröffente|führen, unter welchen unſer Volk lebt, ſchafft und 
licht oder irgend wohin, auch nicht an Behörden, mit- arbeitet. 
getheilt, und ebenſowenig werden dieſe Nachrichten im Da die Unterlagen für alle Unterſuchungen über 
Intereſſe der Steuerverwaltung oder ſonſt zu fiskaliſchen die Volkskraft und das Volksleben zum größten Theile 
Zwecken verwerthet. nur auf dem Wege einer allgemeinen Volkszählung ge⸗ 

Dagegen ſtehen mit dem Ergebniſſe der Erhebung wonnen und auch nur auf Grund der Ergebniſſe der 
die bedeutſamſten ſtaatsrechtlichen und öffentlichen ſelben durchgeführt werden können, ſo leuchtet ein, daß 
Fragen in Verbindung. So dient der durch die Volks⸗ dieſer Erhebung eine große Bedeutung inne wohnt. 
zählung ermittelte Stand der Bevölkerung als Maßſtab Der 1. Dezember 1885 iſt alſo für unſer Volk und 
für die Vertheilung des Erſatzbedarfes für das Reichs⸗ für unſer Staatsleben ein Tag von beſonderer Wichtig⸗ 
heer und die Kaiſerliche Marine, für die Aufbringung|teit! Jede im Haushaltungs⸗Verzeichniſſe und in der 
der von den einzelnen Bundesſtaaten an das Reich zu Zählkarte verlangte Auskunft iſt unentbehrlich, und 
zahlenden Matrikularbeiträge, für die richtige Verthei⸗ deshalb iſt es die Pflicht eines jeden Haushaltungs⸗ 
lung mannigfacher, für Staats: und Gemeindezwecke vorſtandes, ſich der geringen Mühe zu unterziehen, dieſe 
aufzubringender Laſten oder öffentlicher Vortheile, für Zählpapiere nach der Anleitung, welche auf der inneren 
die Berechnung der auf die einzelnen Bundesſtaaten Seite des Zählbriefes zu finden iſt, nach beſtem Wiſſen 
entfallenden Antheile an den gemeinſamen Zöllen und genau und möglichſt vollſtändig auszufüllen. Bei einem 
Verbrauchsſteuern, für die Ueberweiſung eines Theiles nigen Zuſammenwirken der Behörden, der Zählkom⸗ 
des dem preußiſchen Staate zufließenden Ertrages der miſſionen, der Zähler und der Bewohner felbft wird 
Getreide⸗ und Viehzölle an die Kommunalverbände, für auch die bevorſtehende Volkszählung gleich den vorher: 
die Abgrenzung der Wahlbezirke, für das Ausſcheiden [gegangenen dem preußiſchen Staate verläßliche Aus⸗ 
von Städten aus dem Kreisverbande und viele andereſkunft über die Höhe und den gegenwärtigen Zuſtand 
wichtige Angelegenheiten. ſeiner Bevölkerung geben. 

Unſtreitig iſt die Volkszählung das beſte Mittel Das Königliche ſtatiſtiſche Bureau ſeinerſeits aber 
für ein Volk, ſich ſelbſt kennen zu lernen und ſich über wird keine Mühe ſcheuen, um zunächſt die Hauptzahlen 
feine Größe und Bedeutung zu unterrichten. Schäßt|der Erhebung, welche begreiflicher Weiſe allgemein mit 
man doch die Wichtigkeit der einzelnen Ortſchaften, Spannung erwartet werden, ſo raſch wie möglich zur 
Kreiſe und Provinzen zunächſt allgemein nach deren öffentlichen Kenntniß zu bringen, ihnen dann aber das 
Volkszahl, welche, in Europa wenigſtens, auch das ausführliche Ergebniß baldigſt folgen zu laſſen. 

Maß der Kraft der einzelnen Staaten iſt. Wie ſehr Berlin, im November 1885. 

die Stärke des preußiſchen Staates im Laufe dieſes Königliches ſtatiſtiſches Bureau. 
Jahrhunderts ſolcher Geſtalt zugenommen hat, zeigen Blend. 

folgende Zahlen. Die Bevölkerung Preußens betrug — 

im Jahre 1810 4498 000, 1820 11272000, 1830 
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Verordnungen und Bekanntmachungen Stationen der Tarifhefte Nr. 1 und 2 des Deutſch⸗ 
der Provinzial⸗Behörden. Polniſchen Eiſendahn⸗Verbandes werden mit Gültigkeit 
vom 20. November 1885 durch neue Sätze des Spe⸗ 


6) Bekanntmachung. : 8 J 
g zial⸗Tarifs I. erweitert. 
ugnahme I a in e F 2 e ne 
vom 25 0 1 8 ge Die Polnischen Schnittſätze bis zur Grenze betra⸗ 
ich die erfolgte Ernennung: g gen pro 100 Kilogr. für Lowicz Br Kopeken; für 
1. des Lehrers Feierabend zu Gulbien zum Kutno Zn nn? „ 

Standesbeamten für den Bezirk Gulbien im . glich Eisenbahn + Direktio 

Kreiſe Roſenberg Wpr., an Stelle des von dort 8 e e eee 

fortgezogenen Lehrers Behrendt, und 12) Am 1. Januar 1886 treten im direkten Per⸗ 

1 ſonen⸗Verkebre zwiſchen Stationen des Eiſenbahn⸗Direk⸗ 


2. des Gutsinſpektors Arke zu Heinrichau zum] 3 : 5 2 
Stellvertreter des Standesbeamten für den Bezirk tionsbezirk⸗ „Dromberg ne und Stationen ber 
SR 5 i 0 Warſchau⸗Wiener und Warſchau⸗Bromberger, ſowie der 
Heinrichau, ebenfalls im Kreiſe Roſenberg Wpr., 5 } 

Stelle des von dort nach Gulbien verlegten Lodzer Eiſenbahn andererſeits (Tarif vom 1. Auguſt 
A e erſetzten 1879) an Stelle der bisherigen folgende Beſtimmungen 


Lehrers Feierabend b 5 f h 0 

5 „ über die Beförderung von Kindern in Kraft: 

an a Kinder unter 9 En, 1 Br dk 
L Präſiden i g wenn ein beſonderer Platz für dieſelben nicht beanſprucht 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. ieh. 
2 Bekanntmachung. Kinder im Alter von 10 Jahren und darüber 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung genießen keine Tarifermäßigung. 
vom 24. Juni 1880 bringe ich die erfolgte Ernen⸗ Ein Kind im Alter von 4 bis 10 Jahren wird 


nung des Lehrers Schulz zu Wulka zum Standes⸗ in allen Wagenklaſſen und bei allen Zuggattungen zur 
beamten für den Bezirk Mortung im Kreiſe Löbau, an Hälfte des Fahrpreiſes für Erwachſene befördert. Die 
Stelle des von dort verſetzten Lehrers Beyer, hierdurch Fahrpreiſe für Kinderbillets werden auf volle Zehn⸗ 


zur öffentlichen Kenntniß. pfennig bezw. auf volle Kopeken aufgerundet. 
Danzig, den 18. November 1885. Zwei Kinder im Alter von 4 bis 10 Jahren 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. werden in allen Mugenklaffen und Zuggattungen auf 
8) Bekanntmachung. ein einfaches Billet der betreffenden Klaſſe beſördert. 
Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung Soweit überhaupt Freigepäck gewährt wird, werden 


vom 14. September 1883 bringe ich die erfolgte Er⸗ auf ein ganzes Billet 25 Kilogr., auf ein Billet zum 
nennung des Beſitzers und Schöffen Schaubert zu halben Fahrpreiſe 12 Kilogr. Freigepäck zugeſtanden. 


Lichtfelde zum Standesbeamten für den Bezirk Licht⸗ Hierdurch treten neben Ermäßigungen auch gering⸗ 
felde im Kreiſe Stuhm, an Stelle des von dem Amte fügige Erhöhungen in einzelnen Fällen ein. 
zurückgetretenen Beſitzers Borchert dortſelbſt, hierdurch Näheres iſt bei den Verbands-Expeditionen zu 
zur öffentlichen Kenntniß. erfahren. 
Danzig, den 18. November 1885. Broriberg, den 18. November 1885. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
9) Dem Fräulein Roſa Finder in Landeck iſt die 13) Bekanntmachung. 

Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen Bezirk als Hausleh⸗ Am 25. November wird in Pomehrendorf, 
rerin und Erzieherin zu fungiren. Kreis Elbing, eine mit der Orts⸗Poſtanſtalt vereinigte 
Marienwerder, den 16. November 1885. Telegraphenanſtalt mit Fernſprechbetrieb eröffnet. 
Königliche Negierung, Danzig, den 17. November 1885. 

Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
10) Bekanntmachung. In Vertretung: 
Die mit einem jährlichen Einkommen von 900 A Bahr. 


dotirte Phyſikatsſtelle des Kreiſes Oletzto mit dem 14) Verhandelt bei der Königlichen Direktion 
Wohnſitze in Marggrabowo iſt durch den Tod des bis⸗ der Rentenbank für die Provinzen Oſt- und 


herigen Inhabers erledigt. Weſt⸗Preußen. 

Qualifizirte Bewerber wollen ihre Bewerbungs⸗ Königsberg, den 20. November 1885. 
geſuche unter Beifügung ihrer Zeugniſſe und eines Nach Vorſchrift der SS 46 bis 48 des Nenten⸗ 
kurzen Lebenslaufes binnen 6 Wochen an mich ein⸗ bank⸗Geſetzes vom 2. März 1850 und des § 42 der 
reichen. Geſchäfts⸗Anweiſung für die Königlichen Direktionen 

Gumbinnen, den 17. November 1885. der Rentenbanken vom 12. Juli 1850 ſollen heute, bei 

Der Regierungs⸗Präſident. Gelegenheit der neunundſechszigſten Auslooſung der Renten⸗ 


11) Die direkten Tarifſätze im Verkehr mit den Sta⸗ briefe die früher ausgelooften und bezahlten Rentenbriefe 
tionen Kutno, Lowicz und Oſtrowy der Warſchau⸗Wien⸗ nebſt den mit dieſen zurückgelieferten, nicht mehr fälligen 
Bromberger Eiſenbahn einerſeits und den Dentſchen Coupons und dazu gehörigen Talons vernichtet werden. 
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Die zu vernichtenden Papiere find in dem auf, 
geſtellten, vorſchriftsmäßig atteſtirten Verzeichniſſe nad: 
gewieſen, und gelangen nach demſelben zur Vernichtung: 


Littr. A. à 3000 Mk. 62 Stück, 
„ B. à 1500 . 
: C. 1 300 
„ PD. 3 7% 


in Summa 216 Stück 
Rentenbriefe nebſt Koupons und Talons. Außerdem 
der Kouponbogen mit Koupons Nr. 3 bis 16 und 
Talon, welcher zu dem abhanden gekommenen, zum 
1. Oktober 1883 verlooſten, durch gerichtliches Aus⸗ 
ſchlußurtheil vom 6. Mai d. J. für kraftlos erklärten 
Rentenbriefe Littr. C. Nr. 9184 über 300 Mk. gehört. 
Dieſelben wurden in Gegenwart der von der Pro⸗ 
vinzial⸗Vertretung gewählten Deputirten: 
1) des Herrn Geheimen Regierungs⸗Raths und Land⸗ 
raths Baron von Huelleſſem-Kuggen, 
2) des Herrn Gutsbeſitzers Negenborn⸗Schäferei, 
3) des Herrn Landesdirektors Dr. Wehr aus Danzig, 
4) des Herrn Oberbürgermeiſtens Thomale aus 
Elbing, 
ſowie des zugezogenen Rechtsanwalts und Notars Herrn 
Juſtizraths Ellendt von hier 
durch Feuer vernichtet, was von den Unterzeichneten 
durch Vollziehung dieſer ihnen vorgeleſenen und von 
ihnen genehmigten Verhandlung atteſtirt wird. 
(gez.) von Huelleſſem. (gez) Negenborn. 
(gez.) Dr. Wehr. (gez.) Thomale. (gez.) Ellendt. 
a 


5 u. 8. 
(gez.) Höpker. (gez) Woltersdorf. 


15) Bekanntmachung. 
In der nach den Beſtimmungen der 88 39, 41 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 
unſerer Bekanntmachung vom 28. v. Mts. heute ſtait⸗ 
efundenen öffentlichen Verlooſung von Rentenbriefen 
ind nachfolgende Nummern gezogen worden: 
Littr. A. à 3000 Mk. 70 Stück Nr. 278. 406. 601. 
675. 724. 786. 737. 781. 887. 947. 
1009. 1115. 1572. 1637. 1813. 2323. 
2511. 3041. 3188. 3281. 3448. 3554. 
4031. 4604. 4951. 4964. 4969. 4996. 
5104. 5263. 5543. 5704. 5706. 5832. 
6007. 6057. 6091. 6112. 6199. 6544. 
6746. 6822. 6885. 6892. 6970. 7220. 
7986. 8127. 8145. 8160. 8163. 8584. 
8977. 9649. 9682. 9696. 9827. 9833. 
9867. 9886. 9949. 10012. 10157. 10180. 
10402. 10566. 10764. 10841. 10879. 
11122. 
1500 Mk. 20 Stück Nr. 108. 403. 539. 
600. 660. 1316. 1373. 1524. 1611. 
1671. 1681. 1727. 1764. 1868. 1957. 
1962. 2234. 2592. 3144. 3339. 
300 Mk. 93 Stück Nr. 45. 159. 378. 
545. 559. 579. 744. 918. 1028. 1076. 
1264. 1290. 1348. 1357. 2275. 2362. 


Littr. B. à 


Littr. C. à 


3094. 
4068. 
5141. 
6429. 
7431. 
8714. 
9079. 
9780. 
10624. 
11168. 
12321. 
12823. 
13904. 


2891. 
3560. 
4921. 
6266. 
7083. 
8091. 


3000, 
3621. 
4978. 
6320. 
7391. 
8530. 
8971. 


2881. 
3511. 
4732. 
5604. 
7034. 
8040. 
8894. 8947. 
9617. 9710. 9740. 
10286. 10296. 
11028. 11152. 
11467. 12271. 
12449. 12600. 12616. 
13031. 13314. 13452. 
14563. 15041. 15904. 
1060. 
3247. 
5416. 
6026. 
6772. 
7828. 
8280. 


2516. 

3338. 

4508. 

5380. 

65838. 

7796. 

8789. 

9350. 

10065. 
10980. 
11212. 
12389. 
12893. 
13972. 
75 Mk. 70 Stück Nr. 89. 
1555. 2879. 3107. 3136. 
3841. 5230. 5326. 5365. 
5420. 5439. 5930. 5964. 
6157. 6429. 6640. 6763. 
7361. 7387. 7509. 7804. 
8002. 80 16. 8180. 8252. 
8531. 8865. 8870. 8917. 8930. 9030. 
9145. 9427. 9441. 9816. 9817. 9905. 
10008. 10184. 10225. 10227. 10412. 
10465. 10537. 10868. 10875. 10960. 
11118. 11238. 11747. 11854. 11875. 
12060. 12359. 12439. 12545. 

Littr. E. a 30 Mk. 2 Stück Nr. 4684. 4685. 

Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 
und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in 
koursfähigem Zuſtande nebſt den dazu gehörigen 
Koupons Ser. V. Nr. 8—16 und Talons den Nenn⸗ 
werth von unſerer Kaſſe hierſelbſt, Poſtſtraße 
Nr. 15 a., 

vom 1. April 1886 ab in den Wochen⸗ 

tagen von 9 bis 12 Uhr Vormittags 
in Empfang zu nehmen. 

Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, die zu realiſirenden 
Rentenbriefe mit der Volt an die Rentenbank⸗Kaſſe 
portofrei einzuſenden und den Antrag zu ſtellen, daß 
die Uebermittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege 
und, ſoweit ſolcher die Summe von 400 Mark nicht 
überſteigt, durch Poſtanweiſung, jedoch auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolge. Einem ſolchen Antrag 
iſt eine ordnungsmäßige Quittung beizufügen. 

Vom 1. April 1886 ab hört die Verzinſung 
der ausgelooſten Nentenbriefe auf und es wird der 
Werth der etwa nicht mit eingelieferten Koupons bei 
der Auszahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 

Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe 
tritt nach der Beſtimmung des § 44 d. g. G. binnen 
10 Jahren ein. 

Hierbei machen wir zugleich darauf aufmerkſam, 
daß die Nummern aller gekündigten, reſp. zur Einlöſung 
noch nicht präſentirten Rentenbriefe durch die von der 
Redaktion des Königlich Preußiſchen Staats⸗Anzeigers 
in Berlin herausgegebene „Allgemeine Verlooſungs⸗ 


2762. 
3452. 
4546. 
5544. 
6745. 
8000. 
8795. 
9460. 

10076. 

10984. 

11385. 


1188. 
3592. 
5417. 
6069. 
7218. 
7834, 
8311. 


Littr. D. à 
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Tabelle“ im Mai und November jeden Jahres veröffent: 


licht werden. 


Das Stück dieſer Tabelle iſt bei der ge⸗ 


dachten Redaktion für 25 Pfg. käuflich. 


der 


Königsberg i. Pr., den 20. November 1885. 
Königliche Direktion a 
Rentenbank für die Provinzen Oft: u. Weſtpreußen. 


16) Ausweisung von Ausländern aus dem 


— 


2 


Reichsgebiete. 
a Auf Grund des 8 39 des Strafgeſetzbuchs: 


„Wladislaus Brzezinski, Arbeiter, geboren am 


23. April 1845 zu Czynuzniki, Gouvernement 
Lublin, Nuſſiſch⸗Polen, ebendaſelbſt ortsangehörig, 
wohnhaft zuletzt in Gollub, Weſtpreußen, wegen 
ſchweren Diebſtahls (3 Jahre Zuchthaus laut Er⸗ 
kenntniß vom 31. Oktober 1882), vom Königlich 
preuß. Regierungs⸗Präſidenten zu Marienwerder, 
vom 12. Oktober d. J. 


b. Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


„Vincenz Zbytowsky, Weber, 31 Jahre alt, geb. 


und ortsangehörig zu Ingrowitz, Mähren, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Königl. preuß. 
Regierungs⸗Präſidenten zu Potsdam, vom 8. Ok⸗ 
tober d. J. 


Franz Rudolf Werner, Arbeiter, geb. am 1. De⸗ 


zember 1862 zu Wien, Oeſterreich, ortsangehörig 
zu Hennersdorf, ebendaſelbſt, wegen Bettelns im 
wiederholten Rückfalle, von dem Königlich preuß. 
Regierungs⸗Präſidenten zu Potsdam, vom 8. Ok⸗ 
tober d. J. 


. Zofef Schober, Webergeſelle, geboren 1844 zu 


Engelsberg, Bezirk Freudenthal, Oeſterreichiſch⸗ 
Schleſien, ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen Land⸗ 
ſtreichens, vom Königlich preuß. Regierungs⸗Prä⸗ 
ſidenten zu Breslau, vom 11. Oktober d. J. 


. 2) Johann Golombek, Schauſpieler, geboren am 


24. Dezember 1840 zu Krakau, Galizien, eben: 
daſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtreichens, b) 
deſſen Ehefrau Anna geborene Minſch, 50 Jahre 
alt, geboren und ortsangehörig in Krakau, wegen 
Diebſtahls und Landſtreichens, von dem Königlich 
preuß. Negierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 
31. Auguſt d. J. 


. Barbara Sakalla, Wittwe, geborene Juckewicz, 


geboren im März 1841 oder 1842 zu Powodawa, 
Bezirk Sambor, Galizien, wegen Landſtreichens 
und Betlelns, vom Königlich preuß. Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Oppeln, vom 26. September d. J. 


„a) Anton Krauſe, ca. 30 Jahre alt, b) deſſen 


Ehefrau Pauline, geborene Herbatzky, ca. 21 Jahre 
alt, c) Anton Jedliczka, ca. 30 Jahre alt, 
d) deſſen Ehefrau Erneſtine (Tina), geborene Do⸗ 
linska, ca. 29 Jahre alt, ſämmtlich geboren und 
ortsangehörig zu Freiberg, Bezirk Jablonka, Oeſter⸗ 
reichiſch⸗Schleſien, wegen Landſtreichens und Bet⸗ 
telns, vom Königl. preuß. Regierungs⸗Präſidenten 
zu Oppeln, vom 26. September d. J. 


8. Johann Hirſchbrich, Arbeiter, geb. am 23. Auguſt 


10. 


1830 zu Alt ⸗Reichelsdorf, Bezirk Olbersdorf, 
Oeſterreichiſch⸗Schleſien, ebendaſelbſt ortsangehörig, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königlich 
preuß. Regierungs⸗Präſidenten zu Oppeln, vom 
26. September d. J. 


. Gottfried Isler, Sattler, geb. am 1. Mai 1862 


Al: 


13 


« 


14. 


15. 


16. 


12 


18. 


zu Oberembrach, Kanton Zürich, Schweiz, ebendaſ. 
ortsangehörig, wegen Landſtreichens, vom Königl. 
preuß. Regierungs⸗Präſidenten zu Hannover, vom 
16. Oktober d. J. 

Ferdinand Weiß, Gärtnergehülfe, geboren am 
5. November 1867 zu Böhmiſch⸗Leipa, ortsange⸗ 
hörig zu Cilli, Steiermark, wegen Landſtreichens, 
vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt Roſenheim, 
vom 30. September d. J. 

Gens Vieweile, Bildhauer, geb. am 11. Sep⸗ 
tember 1847 zu Odenſee, Bezirk Laaland, Däne⸗ 
mark, wegen Bettelns im wiederholten Rückfalle, 
von der Herzoglich braunſchweigiſchen Kreisdirektion 
Ganderheim, vom 17. Oktober d. J. 

Laurent Dulos, Maurer, geb. am 1. November 
1843 zu Breda, Niederlande, ebendaſelbſt ortsan⸗ 
gehörig, wegen Diebſtahls, Landſtreichens und 
Anzündens von Feuer an unerlaubter Stelle, vom 
Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
16. Oktober d. J. 

Ludwig Riß, Blechſchmied, geboren am 3. Mai 
1867 zu St. Marie, Departement Bouches du 
Rhone, Frankreich, ebendaſelbſt ortsangehörig, 
vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
18. Auguſt d. J. 

Julius Lefebore, Fabrikarbeiter, geboren am 
1. März 1865 zu Amiens, Frankreich, ebendaſelbſt 
ortsangehörig, wegen Landſtreichens, vom Kaiſerl. 
Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 29. Septem⸗ 
ber d. J. 

Eduard Perret, Uhrmacher, geb. am 16. Mai 
1861 zu Neuſtadt, Schweiz, wegen Landſtreichens, 
vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
30. September d. J. 

Hermann Fuchs, Schneider, geb. am 17. Januar 
1855 zu Innsbruck, Tirol, wegen Landſtreichens, 
vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 
5. Oktober d. J. 

Georg Rouſſe, Maſchiniſt, geboren am 17. Juli 
1851 zu Villefranche, Frankreich, ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens und Fälſchung von Legiti⸗ 
mationspapieren, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten 
zu Colmar, vom 5. Oktober d. J. 

Jakob Staedeli, Metzger, geboren am 7. Mai 
1866 zu Baſſersdorf, Kanton Zürich, Schweiz, 
ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten 
zu Colmar, vom 6. Oktober d. J. 


. Arnold Frei (Frey), Knecht, geb. am 30. Okto⸗ 


ber 1865 zu Gontenswyl, Kanton Aargau, Schweiz, 
ebendaſelbſt ortsangehörig, wegen Landſtreichens 
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und Bettelns, vom Kaiſerl. Bezirks⸗Präſidenten zu Der Bureau ⸗Aſſiſtent Weiß bei der Staats- 

Colmar, vom 6. Oktober d. J. anwaltſchaft in Graudenz iſt zum Stellvertreter des 
Amtsanwalts in Graudenz ernannt worden. 

17) Perſonal⸗Chronik. Pe verſetzt: der 1 Gregorowski 
95 n „ von Zechlau nach Janowitz, Bez. Bromberg. 

e ee find im Kreiſe Der ordentliche Lehrer Herweg iſt unter Befor⸗ 

born Futsbeſizer Boldt zu Eichenau zum Amts- derung zum Oberlehrer vom URL in Culm an 

vorſteher des Amtsbezirks Wibſch das Gymnaſium zu Neuſtadt (Wpr.) verſetzt. 
1 8 . Am Gymnaſium zu Culm iſt der Schulamts⸗ 


der Gutsbeſitzer Strübing zu Lubianken zum, g f 4 

Amtsvorſteher des Amtsbezirks Birglau ae none Hirſchberg als ordentlicher Lehrer angeſtellt 
der Gutsadminiſtrakor Engliſch zu Schloß worden. 

Birglau Warane deſſelben. ke Sch 
Die Lokalaufſicht über die paritätiſche Schule zu 1 

Kolonie Brinsk iſt dem Prediger Lange in Lauten⸗ 18) Erledigte Schulſtellen. 

burg übertragen worden. Die Schullehrerſtelle zu Hohenkirch Abbau iſt 
Der Beliger Ferdinand Zimmermann zu durch den Tod des bisherigen Stelleninhabers erledigt. 

Varlewitz ift zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers des Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um dieſelbe 


Amtsbezirks Barlewitz Kreis Stuhm ernannt. bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung ihrer 
Der Kanzleidiätarius Kluckhuhn in Marien⸗ Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor Herrn 
werder iſt zum Regierungs⸗Kanzliſten befördert. Winter zu Brieſen zu melden. 


— . ̃ . — 


(Hierzu der Oeſſentliche Anzeiger Nr. 47.) 
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Nedigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck von R. Kanter’s Hofbuchdruckerei. 


